
nehmen sind, die auf Mehrverkehr hinweisen. Ein 
Gutachten ist dann stets einzuholen, wenn erheb­
liche Anhaltspunkte für einen Mehrverkehr ge­
geben sind, die Kindesmutter z. B. wiederholt in 
der fraglichen Zeit Männerbesuch gehabt oder sich 
dritten Personen gegenüber in einem solchen Sinne 
geäußert hat, daß mindestens ihre Bereitwilligkeit 
zum Verkehr mit anderen Männern außer dem Be­
klagten erkennbar geworden ist.

Die früher häufig vertretenen Auffassungen, die Bei­
ziehung eines erbbiologischen Gutachtens verspreche 
praktisch keinen Erfolg, wenn außer den Parteien und 
der Kindesmutter keine Vergleichsperson zur Ver­
fügung stehe, hat manche Richter dazu veranlaßt, in 
den Fällen 1 und 4 von der Einholung des Gutachtens 
stets abzusehen. Inzwischen hat sich jedoch heraus­
gestellt, daß es in einer großen Zahl von Fällen auch 
ohne Vergleichsperson möglich war, die Vaterschaft 
auf Grund der erblichen Ähnlichkeitsmerkmale mit ge­
nügender Sicherheit festzustellen oder auszuschließen.

Dr. HERBERT GRAFE, 
Oberrichter am BG Dresden

Zuständigkeit der Arbeitsgerichte 
bei Schadensersatzansprüchen

In einer Reihe von Fällen ist die Frage aufgetaucht, 
ob bei der Geltendmachung von Schadensersatzansprü­
chen aus einem Arbeitsrechtsverhältnis die Zuständigkeit 
des Arbeitsgerichts oder des Zivilgerichts gegeben sei. 
So wurde z. B. in einem Fall geltend gemacht, daß 
die „ordentlichen Gerichte“ immer dann zuständig 
seien, wenn ein Schadensersatzanspruch, der sich auf 
§ 823 BGB stützt, geltend gemacht werde; hier gebe 
es weder Streit über die Anwendung von Bestimmun­
gen auf dem Gebiete des Arbeitsrechts noch aus dem 
Arbeitsrechtsverhältnis selbst (vgl. § 4 der VO über die 
Neugliederung und die Aufgaben der Arbeitsge­
richte vom 30. April 1953 — GBl. S. 693). Keinesfalls 
könne die Zuständigkeit des Arbeitsgerichts mit dem 
Hinweis begründet werden, daß die unerlaubte Hand­
lung nur auf Grund eines Arbeitsrechtsverhältnisses 
möglich gewesen sei.

Zunächst ist festzustellen, daß es nicht die Aufgabe 
unserer demokratischen Gerichte, weder der Zivil- noch 
der Arbeitsgerichte, sein kann, sich mit der gleichen 
Intensität den Zuständigkeitsstreitigkeiten zu widmen, 
wie dies früher auf Grund der §§ 2, 3 des Arbeitsge­
richtsgesetzes vom 23. Dezember 1926 (RGBl. I S. 507 
— ArbGG —) üblich war. So sind denn auch Kassa­
tionsanregungen, die sich lediglich mit Zuständigkeits­
fragen befaßten, in denen nur deshalb die Kassation 
angeregt wurde, weil nicht das ordentliche Gericht, 
sondern das Arbeitsgericht zuständig gewesen sei oder 
umgekehrt, abgelehnt worden. Mit der ersten Verord­
nung zur Durchführung des Gesetzes über die Errich­
tung des Obersten Gerichtshofes und der Obersten 
Staatsanwaltschaft der Deutschen Demokratischen Re­
publik vom 201. Dezember 1951 (GBl. S. 1179) wurde 
die bis dahin bestehende Trennung der Arbeitsgerichte 
von den ordentlichen Gerichten im Grunde beseitigt 
(vgl. auch § 55 Abs. 1 Ziff. 3 und Abs. 2 GVG vom 
2. Oktober 1952).

Infolge der Zusammenfassung der Rechtsprechung 
bei dem Obersten Gericht im Rahmen seiner Kassations­
tätigkeit können die leidigen Zuständigkeitsstreitig­
keiten nicht mehr die Rolle spielen wie bisher.

In der Sache selbst halte ich die Zuständigkeit der 
Arbeitsgerichte für gegeben.

Nach § 4 der oben genannten Verordnung vom
30. April 1953 sind die Arbeitsgerichte zuständig für 
alle Streitfälle, die sich bei der Anwendung von Be­
stimmungen auf dem Gebiete des Arbeitsrechts, ins­
besondere aus Arbeitsrechtsverhältnissen, ergeben. 
Diese Formulierung ist umfassender als die in der An­
lage zum SMAD-Befehl Nr. 23 vom 25. Januar 1946 
und auch umfassender als die im Kontrollratsgesetz 
Nr. 21 vom 30. März 1946 (Amtsblatt des Kontrollrats
S. 124), dessen Art. II sich an die Aufzählung des § 2 
ArbGG vom 23. Dezember 1926 anlehnt. Die gesetzliche 
Formulierung „Bestimmungen auf dem Gebiete des Ar­
beitsrechts“ darf nicht so eng interpretiert werden, 
daß sie nur solche Bestimmungen umfaßt, die für das 
Gebiet des Arbeitsrechts erlassen sind; vielmehr fallen 
alle solche Bestimmungen darunter, die sich „auf dem

Gebiete des Arbeitsrechts“ anwenden lassen. Zu diesen 
Bestimmungen gehören zweifellos die §§ 823 ff. BGB.

Es kommt daher nicht darauf an, ob die unerlaubten 
Handlungen nur auf Grund eines Arbeitsrechtsverhält­
nisses möglich waren. Entscheidend ist vielmehr, ob 
es sich um Streitfälle aus unerlaubten Handlungen auf 
dem „Gebiet des Arbeitsrechts“ handelt. Wird dies be­
jaht, dann sind die Arbeitsgerichte zuständig.

Teilweise wird auch mit „Zweckmäßigkeitsgründen“ 
argumentiert und in den Fällen, in denen ein Teil der 
Schadensstifter nicht Betriebsangehörige sind, auf die 
Unmöglichkeit der Verurteilung zur gesamtschuldneri­
schen Haftung hingewiesen. Hierbei werden die §§ 268, 
270 StPO zur Argumentation herangezogen. In den 
Fällen, in denen der Strafrichter den Anklagten 
zum Ersatz des entstandenen Schadens verurteilt habe 
und in denen sich die Entscheidung über die Höhe des 
geltend gemachten Anspruches im Strafverfahren als 
unzweckmäßig erweise (§ 270 StPO), müsse unbedingt 
das ordentliche Gericht angerufen werden, denn die 
weitere Bearbeitung könne nur in engster Zusammen­
arbeit des Strafrichters mit dem Zivilrichter geschehen. 
Eine Verweisung an das Arbeitsgericht widerspreche 
den Bestimmungen des § 270 StPO, ganz abgesehen 
davon, daß bei Annahme der Zuständigkeit des Ar­
beitsgerichts doch auch die Konfliktkommission ein­
geschaltet werden müsse. Diese sei aber ebensowenig 
wie das Arbeitsgericht an die Bestimmungen des § 270 
StPO gebunden.

Diese Auffassung entbehrt der Überzeugungskraft 
und ist zum Teil falsch. Man kann sich hierbei nicht 
des Eindrucks erwehren, als sei der Zweifel an den 
Fähigkeiten der Konfliktkommissionen und der Ar­
beitsgerichte der „Vater des Gedankens“. In § 5 Ziff. 8 
der Verordnung über die Bildung von Kommissionen 
zur Beseitigung von Arbeitsstreitfällen (Konfliktkom­
missionen) in den volkseigenen und ihnen gleichge­
stellten Betrieben und den Verwaltungen vom 30. April 
1953 (GBl. S. 695) wird die Zuständigkeit der Konflikt­
kommissionen bei Arbeitsstreitfällen über die materielle 
Verantwortlichkeit der Werktätigen ausdrücklich be­
stimmt. Auf seiten des Gesetzgebers bestehen dem­
nach keine Zweifel an den Fähigkeiten der Konflikt­
kommissionen und der Arbeitsgerichte. Im übrigen 
aber ist der Hinweis auf die Konfliktkommissionen 
falsch, da diese in einem nach § 270 StPO an das „zu­
ständige Zivilgericht“ verwiesenen Rechtsstreit natur­
gemäß nicht tätig werden können. Zu den „zuständi­
gen Zivilgerichten“ gehört aber zweifelsfrei auch das 
Arbeitsgericht. Eine Erörterung darüber, ob auch das 
Arbeitsgericht wie jedes andere Zivilgericht gemäß § 270 
StPO an die Entscheidung des Strafgerichts über den 
Grund des Anspruches gebunden sei, dürfte sich wirk­
lich erübrigen. Es ist also nicht einzusehen, warum 
in einem solchen Fall nicht eine Verweisung an das 
Arbeitsgericht erfolgen soll, denn auch von einem 
„engen Zusammenarbeiten“ zwischen Strafrichter und 
Zivilrichter ist in den Fällen des § 270 StPO gar nicht 
die Rede: Der Ausspruch des Strafrichters über den 
Grund des Anspruches ist für den Zivilrichter bindend; 
das ist alles.

Es versteht sich von selbst, daß in allen Fällen, in 
denen nicht der Strafrichter gemäß § 268 Abs. 1 StPO 
tätig geworden ist, der gesetzliche Weg beschritten 
werden, d. h. vor Erhebung der Klage vor dem Arbeits­
gericht die Konfliktkommission tätig werden muß (vgl. 
§ 5 Ziff. 8 und § 8 der Konfliktsverordnung).

Auch der Hinweis auf die Unmöglichkeit der Verur­
teilung zur gesamtschuldnerischen Haftung in den 
Fällen, in denen ein Teil der Schadensstifter nicht Be­
triebsangehörige sind, ist nicht überzeugend. Entschei­
dend ist nicht, ob alle an der unerlaubten Handlung Be­
teiligten in einem Arbeitsrechtsverhältnis zu dem ge­
schädigten Betriebe stehen. Der § 4 der Verordnung 
über die Neugliederung und die Aufgaben der Arbeits­
gerichte läßt eine derartig enge Auslegung nicht zu. 
Wenn nach dieser Vorschrift die Arbeitsgerichte für 
alle Streitfälle zuständig sind, die sich bei der Anwen­
dung von Bestimmungen auf dem Gebiet des Arbeits­
rechts ergeben, also auch bei Verstößen gegen § 823 
BGB innerhalb des Betriebes, dann muß nach dem 
ganzen Aufbau des § 4 angenommen werden, daß nicht 
nur die unerlaubten Handlungen, die in einem ursäch­
lichen Zusammenhang mit einem Arbeitsrechtsverhält­
nis stehen, sondern unerlaubte Handlungen schlechthin
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